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Verordnung 
über Feuerungsanlagen, Brennstofflagerung, Garagen und 

über Zuständigkeiten nach der Verordnung über Heizkostenabrechnung und 
der Energieeinsparverordnung

Vom 3. Februar 2009

*) Die Verpflichtungen aus der Richtlinie 98/34/EG des Eu-
ropäischen Parlaments und des Rates vom 22. Juni 1998
über ein Informationsverfahren auf dem Gebiet der Normen
und technischen Vorschriften und der Vorschriften für die
Dienste der Informationsgesellschaft (ABl. EG Nr. L 204
S. 37), zuletzt geändert durch die Richtlinie 2006/96/EG des
Rates vom 20. November 2006 (ABl. EU Nr. L 363 S. 81), sind
beachtet worden.

1) GVBl. II 361-117

Artikel 11)

Verordnung über Feuerungsanlagen 
und Brennstofflagerung 

(Feuerungsverordnung – FeuVO)*)

Aufgrund des § 80 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1
und Abs. 2 Satz 1 der Hessischen Bauord-
nung vom 18. Juni 2002 (GVBl. I S. 274),
zuletzt geändert durch Gesetz vom 
6. September 2007 (GVBl. I S. 548), wird
verordnet:

Inhaltsübersicht

§ 1 Anwendungsbereich

§ 2 Begriffe

§ 3 Verbrennungsluftversorgung von
Feuerstätten

§ 4 Aufstellung von Feuerstätten, 
Gasleitungsanlagen

§ 5 Aufstellräume für Feuerstätten

§ 6 Heizräume

§ 7 Abgasanlagen

§ 8 Abstände von Abgasanlagen zu
brennbaren Bauteilen 

§ 9 Abführung von Abgasen

§  10 Wärmepumpen, Blockheizkraft -
werke und ortsfeste Verbrennungs-
motoren

§ 11 Brennstofflagerung in Brennstoff -
lagerräumen

§ 12 Brennstofflagerung außerhalb von
Brennstofflagerräumen

§ 13 Flüssiggasanlagen und Dampfkes-
selanlagen

§ 14 Aufhebung bisherigen Rechts

§ 15 Inkrafttreten, Außerkrafttreten

§ 1

Anwendungsbereich

Für Feuerstätten, Wärmepumpen und
Blockheizkraftwerke gilt die Verordnung
nur, wenn diese der Beheizung von Räu-
men oder der Warmwasserversorgung
dienen oder Gas-Haus halt-Kochgeräte
sind. Die Verordnung gilt nicht für Brenn-
stoffzellen und ihre Anlagen zur Ab-
führung der Prozessgase.

§ 2

Begriffe

(1) Als Nennwärmeleistung (Nennleis -
tung) gilt

1. die auf dem Typenschild der Feuerstät-
te angegebene höchste Leistung, bei
Blockheiz kraftwerken die Gesamtleis -
tung,

2. die in den Grenzen des auf dem Ty-
penschild angegebenen Leistungsbe-
reiches festein gestellte und auf einem
Zusatzschild angegebene höchste
nutzbare Leistung der Feuer stätte oder

3. bei Feuerstätten ohne Typenschild die
aus dem Brennstoffdurchsatz mit ei-
nem Wirkungs grad von 80 vom Hun-
dert ermittelte Leistung.

(2) Raumluftunabhängig sind Gasfeu-
erstätten nach § 37 Abs. 5 der Hessischen
Bauordnung sowie Feuerstätten für feste
oder flüssige Brennstoffe, denen die Ver-
brennungsluft über Leitungen oder
Schächte nur direkt vom Freien zugeführt
wird und bei denen kein Abgas in gefähr-
licher Menge in den Aufstellraum austre-
ten kann. Andere Feuerstätten sind raum-
luftabhängig.

§ 3

Verbrennungsluftversorgung von 
Feuerstätten

(1) Für raumluftabhängige Feuerstät-
ten mit einer Nennleistung von insgesamt
nicht mehr als 35 Kilowatt (kW) reicht die
Verbrennungsluftversorgung aus, wenn
der Aufstellraum

1. eine Tür ins Freie oder ein Fenster, das
geöffnet werden kann (Räume mit Ver-
bindung zum Freien), und einen
Rauminhalt von mindestens vier Ku-
bikmetern (m³) je kW Nennleistung
dieser Feuerstätten hat,

2. mit anderen Räumen mit Verbindung
zum Freien nach Maßgabe des Abs. 2
verbunden ist (Verbrennungsluftver-
bund) oder

3. eine ins Freie führende Öffnung mit ei-
nem lichten Querschnitt von mindes -
tens 150 Quadratzentimetern (cm²)
oder zwei Öffnungen von je 75 cm2

oder Leitungen ins Freie mit strö -
mungs technisch gleichwertigen Quer-
schnitten hat.

(2) Der Verbrennungsluftverbund im
Sinne des Abs. 1 Nr. 2 zwischen dem Auf-
stellraum und Räumen mit Verbindung
zum Freien muss durch Verbrennungs-
luftöffnungen von mindestens 150 cm²
zwischen den Räumen hergestellt sein.
Der Gesamtrauminhalt der Räume, die
zum Verbrennungsluftverbund gehören,
muss mindestens vier m³ je kW Nennleis -



tung der Feuerstätten, die gleichzeitig be-
trieben werden können, betragen. Räume
ohne Verbindung zum Freien sind auf
den Gesamtrauminhalt nicht anzurech-
nen.

(3) Für raumluftabhängige Feuerstät-
ten mit einer Nennleistung von insgesamt
mehr als 35 kW und nicht mehr als 50 kW
reicht die Verbrennungsluftversorgung
aus, wenn jeder Aufstellraum die Anfor-
derungen nach Abs. 1 Nr. 3 erfüllt.

(4) Für raumluftabhängige Feuerstät-
ten mit einer Nennleistung von insgesamt
mehr als 50 kW reicht die Verbrennungs-
luftversorgung aus, wenn jeder Aufstell-
raum eine ins Freie führende Öffnung
oder Leitung hat. Der Querschnitt der
Öffnung muss mindestens 150 cm² und
für jedes über 50 kW hinausgehende  Ki-
lowatt zwei cm² mehr betragen. Leitun-
gen müssen strömungstechnisch gleich-
wertig bemessen sein. Der erforderliche
Querschnitt darf auf höchstens zwei Öff-
nungen oder Leitungen aufgeteilt sein.

(5) Verbrennungsluftöffnungen und 
-lei tungen dürfen nicht verschlossen oder
zugestellt werden, wenn nicht durch be-
sondere Sicherheitseinrichtungen ge-
währleistet ist, dass die Feuerstätten nur
bei geöffnetem Verschluss betrieben wer-
den können. Der erforderliche Quer-
schnitt darf durch den Verschluss oder
durch Gitter nicht verengt werden.

(6) Abweichend von den Abs. 1 bis 4
kann für raumluftabhängige Feuerstätten
eine aus reichende Verbrennungsluftver-
sorgung auf andere Weise nachgewiesen
werden.

(7) Die Abs. 1 und 2 gelten nicht für
Gas-Haushalt-Kochgeräte. Die Abs. 1 bis
4 gelten nicht für offene Kamine.

§ 4

Aufstellung von Feuerstätten, 
Gasleitungsanlagen

(1) Feuerstätten dürfen nicht aufge-
stellt werden in

1. notwendigen Treppenräumen,

2. Räumen zwischen notwendigen Trep-
penräumen und Ausgängen ins Freie,

3. notwendigen Fluren und 

4. Garagen, ausgenommen raumluftun-
abhängige Feuerstätten, deren Ober-
flächentempe ratur bei Nennleistung
nicht mehr als 300 Grad Celsius (°C)
beträgt.

(2) Die Betriebssicherheit von raum-
luftabhängigen Feuerstätten darf durch
den Betrieb von Raumluft absaugenden
Anlagen (zum Beispiel Lüftungs- oder
Warmluftheizungsanlagen, Dunstabzugs-
hauben und Abluft-Wäschetrockner)
nicht beeinträchtigt werden. Dies gilt als
erfüllt, wenn

1. ein gleichzeitiger Betrieb der Feuer-
stätten und der Luft absaugenden An-
lagen durch Sicherheitseinrichtungen
verhindert wird,

2. die Abgasabführung durch besondere
Sicherheitseinrichtungen überwacht
wird,

3. die Abgase der Feuerstätten über Luft
absaugende Anlagen abgeführt wer-
den oder

4. anlagentechnisch sichergestellt ist,
dass während des Betriebes der Feuer-
stätten kein gefährlicher Unterdruck
entstehen kann.

(3) Feuerstätten für gasförmige Brenn-
stoffe ohne Flammenüberwachung dürfen
nur in Räumen aufgestellt werden, wenn
durch mechanische Lüftungsanlagen
während des Betriebes der Feuerstätten
stündlich mindestens ein fünffacher Luft-
wechsel sichergestellt ist. Für Gas-Haus-
halt-Kochgeräte genügt ein Außenluftvo-
lumenstrom von 100 Kubikmetern je
Stunde (m3/h).

(4) Feuerstätten für gasförmige Brenn-
stoffe mit Strömungssicherung dürfen un-
beschadet des § 3 in Räumen aufgestellt
werden,

1. die einen Rauminhalt von mindestens
einem m3 je kW Nennleistung der Feu-
erstätten haben, wenn diese gleichzei-
tig betrieben werden können,

2. in denen durch in Außenwänden an-
geordnete Öffnungen im unteren und
oberen Bereich der Wandfläche mit 
einem Mindestquerschnitt von jeweils 
75 cm2 eine Durchlüftung ins Freie si-
chergestellt ist oder

3. in denen durch andere Maßnahmen
wie beispielsweise unten und oben in
einer trennenden Wand angeordnete
Öffnungen mit einem Mindestquer-
schnitt von jeweils 150 cm2 zu unmit-
telbaren Nachbarräumen ein lüftungs-
technisch zusammenhängender Raum -
inhalt der Größe nach Nr. 1 eingehal-
ten wird. 

(5) Gasleitungsanlagen in Räumen
müssen so beschaffen, angeordnet oder
mit Vorrich tungen ausgerüstet sein, dass
bei einer äußeren thermischen Beanspru-
chung von bis zu 650 °C über einen Zeit-
raum von 30 Minuten keine gefährlichen
Gas-Luft-Gemische entstehen können.
Alle Gasentnahmestellen müssen mit ei-
ner Vorrichtung ausgerüstet sein, die im
Brandfall die Brennstoffzufuhr selbsttätig
absperrt. Satz 2 gilt nicht, wenn Gaslei-
tungsanlagen durch Ausrüstung mit an-
deren selbsttätigen Vorrichtungen die An-
forderungen nach Satz 1 erfüllen.

(6) Feuerstätten für Flüssiggas (Pro-
pan, Butan und deren Gemische) dürfen
in Räumen, deren Fußboden an jeder
Stelle mehr als einen Meter (m) unter der
Geländeoberfläche liegt, nur aufgestellt
werden, wenn

1. die Feuerstätten eine Flammenüber-
wachung haben und

2. sichergestellt ist, dass auch bei abge-
schalteter Feuerungseinrichtung kein
Flüssiggas aus den im Aufstellraum
befindlichen Brennstoffleitungen in
gefährlicher Menge austreten kann
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oder dass es über eine mechanische
Lüftungsanlage sicher abgeführt wird.

(7) Feuerstätten müssen von Bauteilen
aus brennbaren Baustoffen so weit ent-
fernt oder so abgeschirmt sein, dass an
diesen bei Nennleistung der Feuerstätten
keine höheren Temperaturen als 85 °C
auftreten können. Dies gilt als erfüllt,
wenn mindestens die vom Hersteller an-
gegebenen Abstandsmaße eingehalten
werden oder, wenn diese Angaben feh-
len, ein Mindestabstand von 40 Zentime-
tern (cm) eingehalten wird.

(8) Vor den Feuerungsöffnungen von
Feuerstätten für feste Brennstoffe sind
Fußböden aus brennbaren Baustoffen
durch einen Belag aus nichtbrennbaren
Baustoffen zu schützen. Der Belag muss
sich vor der Feuerungsöffnung auf eine
Tiefe von mindestens 50 cm und seitlich
auf jeweils mindestens 30 cm über die
Breite der Feuerungsöffnung hinaus er-
strecken.

(9) Im Strahlungsbereich offener Kami-
ne müssen Bauteile aus brennbaren Bau-
stoffen von den Feuerraumöffnungen
nach oben und nach den Seiten jeweils
einen Abstand von mindestens 80 cm ha-
ben. Bei Anordnung eines beiderseits
belüfteten Strahlungsschutzes genügt ein
Abstand von 40 cm.

§ 5

Aufstellräume für Feuerstätten

(1) In einem Raum dürfen Einzelfeuer-
stätten für gasförmige oder flüssige
Brennstoffe mit einer Nennleistung von
mehr als 100 kW sowie Feuerstätten mit
einer Nennleistung von ins gesamt mehr
als 100 kW, die gleichzeitig betrieben
werden sollen, nur aufgestellt werden,
wenn dieser Raum

1. nicht anderweitig genutzt wird, ausge-
nommen zur Aufstellung von Wärme-
pumpen, Block heizkraftwerken und
ortsfesten Verbrennungsmotoren sowie
für zugehörige Installationen und zur
Lagerung von Brennstoffen,

2. gegenüber anderen Räumen keine
Öffnungen, ausgenommen Öffnungen
für Türen, hat,

3. dicht- und selbstschließende Türen hat
und

4. gelüftet werden kann.

Abweichend von Satz 1 dürfen Feuerstät-
ten für feste Brennstoffe in einem Raum
nach Satz 1 nur aufgestellt werden, wenn
deren Nennleistung insgesamt nicht mehr
als 50 kW beträgt.

(2) Brenner und Brennstoffförderein-
richtungen der Feuerstätten für flüssige
oder gas förmige Brennstoffe mit einer Ge-
samtnennleistung von mehr als 100 kW
müssen durch einen außerhalb des Auf-
stellraumes angeordneten Schalter (Not-
schalter) jederzeit abgeschaltet werden
können. Neben dem Notschalter muss ein
Schild mit der Aufschrift „Notschalter-
Feuerung“ vorhanden sein.

(3) Wird in dem Aufstellraum nach
Abs. 1 Heizöl gelagert oder ist der Raum
für die Heizöl lagerung nur von diesem
Aufstellraum zugänglich, muss die Heiz -
ölzufuhr von der Stelle des Notschalters
nach Abs. 2 aus durch eine entsprechend
gekennzeichnete Absperreinrichtung un-
terbrochen werden können.

(4) Abweichend von Abs. 1 dürfen die
Feuerstätten auch in anderen Räumen
aufgestellt werden, wenn es die Nutzung
dieser Räume erfordert und die Feuerstät-
ten sicher betrieben werden können.

§ 6

Heizräume

(1) Feuerstätten für feste Brennstoffe,
die einzeln eine Nennleistung von mehr
als 50 kW haben, oder mehrere Feuerstät-
ten für feste Brennstoffe mit einer Nenn-
leistung von insgesamt mehr als 50 kW,
die gleichzeitig betrieben werden sollen,
dürfen nur in besonderen Räumen (Heiz-
räumen) aufgestellt werden. § 5 Abs. 3
und 4 gilt entsprechend. Die Heizräume
dürfen

1. nicht anderweitig genutzt werden,
ausgenommen zur Aufstellung von
Feuerstätten für flüssige oder gasför-
mige Brennstoffe, Speicher-Wasserer-
wärmern, Wärmepumpen, Blockheiz-
kraftwerken, ortsfesten Verbrennungs-
motoren und für zugehörige Installa-
tionen sowie zur Lagerung von Brenn-
stoffen und

2. mit Aufenthaltsräumen, ausgenommen
solchen für das Betriebspersonal, so-
wie mit not wendigen Treppenräumen
nicht in unmittelbarer Verbindung ste-
hen.

Wenn in Heizräumen Feuerstätten für
flüssige oder gasförmige Brennstoffe auf-
gestellt werden, gilt § 5 Abs. 2 entspre-
chend.

(2) Heizräume müssen

1. mindestens einen Rauminhalt von 
acht m3 und eine lichte Höhe von 
zwei m,

2. einen Ausgang, der ins Freie oder in
einen Flur führt, der die Anforderun-
gen an notwen dige Flure erfüllt, und

3. Türen, die in Fluchtrichtung aufschla-
gen,

haben.

(3) Wände, ausgenommen nichttragen-
de Außenwände, und Stützen von Heiz-
räumen sowie Decken über und unter ih-
nen müssen feuerbeständig sein. Öffnun-
gen in Decken und Wänden müssen,
wenn sie nicht unmittelbar ins Freie
führen, mindestens feuerhemmende und
selbstschließende Abschlüsse haben. 
Satz 1 und 2 gelten nicht für Trennwände
zwischen Heizräumen und den zum Be-
trieb der Feuerstätten gehörenden Räu-
men, wenn diese Räume die Anforderun-
gen von Satz 1 und 2 erfüllen.

(4) Heizräume müssen zur Raumlüf-
tung jeweils eine obere und eine untere
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Öffnung ins Freie mit einem Querschnitt
von mindestens je 150 cm2 oder Leitungen
ins Freie mit strömungstechnisch gleich-
wertigen Querschnitten haben. § 3 Abs. 5
gilt entsprechend. Der Querschnitt einer
Öffnung oder Leitung darf auf die Ver-
brennungsluftversorgung nach § 3 Abs. 4
angerechnet werden.

(5) Lüftungsleitungen für Heizräume
müssen eine Feuerwiderstandsdauer von
mindestens 90 Minuten haben, wenn sie
durch andere Räume führen, ausgenom-
men angrenzende, zum Betrieb der Feu-
erstätten gehörende Räume, die die An-
forderungen nach Abs. 3 Satz 1 und 2 er-
füllen. Die Lüftungsleitungen dürfen mit
anderen Lüftungsanlagen nicht verbun-
den sein und nicht der Lüftung anderer
Räume dienen.

(6) Lüftungsleitungen, die der Lüftung
anderer Räume dienen, müssen, soweit
sie durch Heizräume führen,

1. eine Feuerwiderstandsdauer von min-
destens 90 Minuten oder selbsttätige
Absperrvorrich tungen mit einer Feuer-
widerstandsdauer von mindestens
90 Minuten haben und

2. ohne Öffnungen sein.

§ 7

Abgasanlagen

(1) Abgasanlagen müssen nach lich-
tem Querschnitt und Höhe, soweit erfor-
derlich auch nach Wärmedurchlasswider-
stand und Beschaffenheit der inneren
Oberfläche, so bemessen sein, dass die
Abgase bei allen bestimmungsgemäßen
Betriebszuständen ins Freie abgeführt
werden und gegenüber Räumen kein ge-
fährlicher Überdruck auftreten kann.

(2) Die Abgase von Feuerstätten für
feste Brennstoffe müssen in Schornsteine,
die Abgase von Feuerstätten für flüssige
oder gasförmige Brennstoffe dürfen auch
in Abgasleitungen eingeleitet werden. 
§ 36 Abs. 5 und § 37 Abs. 6 der Hessi-
schen Bauordnung bleiben unberührt.

(3) Die Voraussetzungen nach § 37
Abs. 6 der Hessischen Bauordnung für
den Betrieb von Feuerstätten für gasför-
mige Brennstoffe ohne Abgasanlage lie-
gen insbesondere vor, wenn

1. durch maschinelle Lüftungsanlagen
während des Betriebs der Feuerstätten
ein Luft volumenstrom von mindestens
30 m³/h je kW Nennleistung aus dem
Aufstellraum ins Freie abgeführt wird
oder

2. besondere Sicherheitseinrichtungen
verhindern, dass die Kohlenmonoxid-
Konzentration in den Aufstellräumen
einen Wert von 30 Teilen je eine Milli-
on Teile (ppm) überschreitet.

(4) Mehrere Feuerstätten dürfen an ei-
nen gemeinsamen Schornstein, an eine
gemeinsame Abgasleitung oder an ein
gemeinsames Verbindungsstück nur an-
geschlossen werden, wenn

1. durch die Bemessung nach Abs. 1 und
die Beschaffenheit der Abgasanlage

die Ableitung der Abgase für jeden
Betriebszustand sichergestellt ist, 

2. eine Übertragung von Abgasen zwi-
schen den Aufstellräumen und ein
Austritt von Abgasen über nicht in Be-
trieb befindliche Feuerstätten ausge-
schlossen sind,

3. die gemeinsame Abgasleitung aus
nichtbrennbaren Baustoffen besteht
oder eine Brand übertragung zwischen
den Geschossen durch selbsttätige Ab-
sperrvorrichtungen oder andere Maß-
nahmen verhindert wird und

4. die Anforderungen des § 4 Abs. 2 für
alle angeschlossenen Feuerstätten ge-
meinsam erfüllt sind.

(5) In Gebäuden muss jede Abgaslei-
tung, die Geschosse überbrückt, in einem
eigenen Schacht angeordnet sein. Dies
gilt nicht für

1. Abgasleitungen in Gebäuden der Ge-
bäudeklassen 1 und 2, die durch nicht
mehr als eine Nutzungseinheit führen,

2. einfach belegte Abgasleitungen im
Aufstellraum der Feuerstätte und

3. Abgasleitungen, die eine Feuerwider-
standsdauer von mindestens 90 Minu-
ten, in Gebäuden der Gebäudeklas-
sen 1 und 2 eine Feuerwiderstands-
dauer von mindestens 30 Minuten ha-
ben. 

Schächte für Abgasleitungen dürfen nicht
anderweitig genutzt werden. Die Anord-
nung mehrerer Abgasleitungen in einem
gemeinsamen Schacht ist zulässig, wenn

1. die Abgasleitungen aus nichtbrennba-
ren Baustoffen bestehen,

2. die zugehörigen Feuerstätten in dem-
selben Geschoss aufgestellt sind oder

3. eine Brandübertragung zwischen den
Geschossen durch selbsttätige Ab-
sperrvorrichtungen oder andere Maß-
nahmen verhindert wird.

Die Schächte müssen eine Feuerwider-
standsdauer von mindestens 90 Minuten,
in Gebäuden der Gebäudeklassen 1 und 2
von mindestens 30 Minuten haben.

(6) Abgasleitungen aus normalent-
flammbaren Baustoffen innerhalb von 
Gebäuden müssen, wenn sie nicht nach
Abs. 5 in Schächten zu verlegen sind,
zum Schutz gegen mechanische Bean-
spruchung von außen in Schutzrohren aus
nichtbrennbaren Baustoffen angeordnet
oder mit vergleichbaren Schutzvorkeh-
rungen aus nichtbrennbaren Baustoffen
ausgestattet sein. Dies gilt nicht für Ab-
gasleitungen im Aufstellraum der Feuer-
stätten. § 8 Abs. 1 bis 3, 5 und 6 bleibt un-
berührt.

(7) Schornsteine müssen

1. gegen Rußbrände beständig sein,

2. in Gebäuden, in denen sie Geschosse
überbrücken, eine Feuerwiderstands-
dauer von mindestens 90 Minuten ha-
ben oder in durchgehenden Schächten
mit einer Feuerwider standsdauer von
90 Minuten angeordnet sein,
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3. unmittelbar auf dem Baugrund ge-
gründet oder auf einem feuerbeständi-
gen Unterbau, wie zum Beispiel einer
feuerbeständigen Rohdecke, errichtet
sein; es genügt ein Unterbau aus
nichtbrennbaren Baustoffen für
Schornsteine in Gebäuden der Gebäu-
deklassen 1 bis 3, für Schornsteine, die
oberhalb der obersten Geschossdecke
beginnen, sowie für Schornsteine an
Gebäuden,

4. durchgehend, insbesondere nicht
durch Decken unterbrochen sein und

5. für die Reinigung Öffnungen mit
Schornsteinreinigungsverschlüssen ha-
ben.

(8) Schornsteine, Abgasleitungen und
Verbindungsstücke, die unter Überdruck
betrieben werden, müssen innerhalb von
Gebäuden

1. in vom Freien dauernd gelüfteten Räu-
men liegen,

2. in Räumen liegen, die § 3 Abs. 1 Nr. 3
entsprechen,

3. soweit sie in Schächten liegen, über
die gesamte Länge und den ganzen
Umfang hinter lüftet sein oder

4. der Bauart nach so beschaffen sein,
dass Abgase in gefährlicher Menge
nicht austreten können.

(9) Verbindungsstücke dürfen nicht in
Decken, Wänden oder unzugänglichen
Hohlräumen angeordnet sowie nicht in
andere Geschosse oder Nutzungseinhei-
ten geführt werden.

(10) Luft-Abgas-Systeme sind zur Ab-
gasabführung nur zulässig, wenn sie ge-
trennte, durchgehende Luft- und Abgas-
führungen haben. An diese Systeme dür-
fen nur raumluft unabhängige Feuerstät-
ten angeschlossen werden, deren Bauart
sicherstellt, dass sie für diese Betriebswei-
se geeignet sind. Im Übrigen gelten für
Luft-Abgas-Systeme die Abs. 4 bis 9 ent-
sprechend.

§ 8

Abstände von Abgasanlagen zu 
brennbaren Bauteilen

(1) Abgasanlagen müssen zu Bauteilen
aus brennbaren Baustoffen so weit ent-
fernt oder so abgeschirmt sein, dass

1. bei Nennleistung der Feuerstätten kei-
ne höheren Temperaturen als 85 °C
und

2. bei Rußbränden in Schornsteinen kei-
ne höheren Temperaturen als 100 °C

an den Bauteilen aus brennbaren Baustof-
fen auftreten können.

(2) Bei Abgasanlagen mit gelüfteten
Zwischenräumen zu Bauteilen aus brenn-
baren Baustoffen erfüllen insbesondere
folgende Mindestabstände zwischen Ab-
gasanlage und Bauteilen aus brennba-
ren Baustoffen die Anforderungen nach 
Abs. 1:

1. Mindestabstände, die in den harmoni-
sierten technischen Spezifikationen
angegeben  sind,

2. ein Mindestabstand von fünf cm bei
Abgasanlagen, deren Wärmedurch -
lass widerstand mindestens 0,12 Qua-
dratmeter mal Kelvin je Watt und de-
ren Feuerwiderstandsdauer mindes -
tens 90 Minuten betragen für Abgas -
temperaturen der Feuerstätten bei
Nennleistung bis zu 400 °C, oder

3. ein Mindestabstand von 40 cm bei Ab-
gasanlagen für Abgastemperaturen
der Feuerstätten bei Nennleistung bis
zu 400 °C.

Im Falle von Satz 1 Nr. 2 ist

1. ein Mindestabstand von zwei cm zu
Holzbalken und Bauteilen entspre-
chender Abmessungen ausreichend,

2. kein Mindestabstand erforderlich zu
Bauteilen mit geringer Fläche wie
Fußleisten und Dachlatten, soweit die
Ableitung der Wärme aus diesen Bau-
teilen nicht durch Wärmedämmung
behindert wird.

Abweichend von Satz 1 Nr. 3 genügt bei
Abgasleitungen für Abgastemperaturen
der Feuerstätten bei Nennleistung bis zu
300 °C außerhalb von Schächten

1. ein Mindestabstand von 20 cm oder

2. ein Mindestabstand von fünf cm, wenn
die Abgasleitungen mindestens zwei
cm dick mit nichtbrennbaren Baustof-
fen mit geringer Wärmeleitfähigkeit
ummantelt sind oder die Abgastempe-
ratur der Feuerstätte bei Nennleistung
nicht mehr als 160 °C betragen kann.

Abweichend von Satz 1 Nr. 3 genügt für
Verbindungsstücke zu Schornsteinen ein
Mindest abstand von zehn cm, wenn die
Verbindungsstücke mindestens zwei cm
dick mit nichtbrenn baren Baustoffen mit
geringer Wärmeleitfähigkeit ummantelt
sind.

(3) Abgasleitungen und Verbindungs-
stücke zu Schornsteinen, die durch Bau-
teile aus brennbaren Baustoffen führen,
erfüllen die Anforderungen nach Abs. 1,
wenn die Abgastemperatur der Feuerstät-
ten bei Nennleistung nicht mehr als 
400 °C betragen kann und diese Leitun-
gen und Verbindungsstücke an der
Durch dringung
1. in einem Mindestabstand von 20 cm

mit einem Schutzrohr aus nichtbrenn-
baren Baustoffen versehen oder

2. in einer Dicke von mindestens 20 cm
mit nichtbrennbaren Baustoffen mit
geringer Wärme leitfähigkeit umman-
telt sind.

Abweichend von Satz 1 genügt bei Feuer-
stätten für flüssige und gasförmige Brenn-
stoffe ein Maß von fünf cm, wenn die Ab-
gastemperatur bei Nennleistung der Feu-
erstätten nicht mehr als 160 °C betragen
kann.

(4) Werden bei Durchführungen von
Abgasanlagen durch Bauteile aus brenn-
baren Bau stoffen Zwischenräume ver-
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schlossen, müssen dafür nichtbrennbare
Baustoffe mit geringer Wärmeleitfähigkeit
verwendet und die Anforderungen nach
Abs. 1 erfüllt werden.

§ 9

Abführung von Abgasen

Die Mündungen von Abgasanlagen
müssen

1. den First um mindestens 40 cm überra-
gen oder von der Dachfläche mindes -
tens einen m entfernt sein; ein Ab-
stand von der Dachfläche von 40 cm
genügt, wenn nur raumluftunab hän -
gige Feuerstätten für flüssige oder gas-
förmige Brennstoffe angeschlossen
sind, die Summe der Nennleistungen
der angeschlossenen Feuerstätten
nicht mehr als 50 kW beträgt und das
Abgas durch Ventilatoren abgeführt
wird,

2. Dachaufbauten, Gebäudeteile, Öff-
nungen zu Räumen und ungeschützte
Bauteile aus brennbaren Baustoffen,
ausgenommen Bedachungen, um min-
destens einen m überragen, soweit de-
ren Abstand zu den Abgasanlagen we-
niger als 1,5 m beträgt, und

3. bei Feuerstätten für feste Brennstoffe
in Gebäuden, deren Bedachung über-
wiegend nicht den Anforderungen des
§ 29 Abs. 1 der Hessischen Bauord-
nung entspricht, am First des Daches
austreten und diesen um mindestens
80 cm überragen.

§ 10

Wärmepumpen, Blockheizkraftwerke 
und ortsfeste Verbrennungsmotoren

(1) Für die Aufstellung von

1. Sorptionswärmepumpen mit feuerbe-
heizten Austreibern,

2. Blockheizkraftwerken in Gebäuden
und

3. ortsfesten Verbrennungsmotoren

gelten § 3 Abs. 1 bis 6 sowie § 4 Abs. 1 bis
7 entsprechend.

(2) Es dürfen

1. Sorptionswärmepumpen mit einer
Nennleistung der Feuerung von mehr
als 50 kW,

2. Wärmepumpen, die die Abgaswärme
von Feuerstätten mit einer Nennleis -
tung von insge samt mehr als 50 kW
nutzen,

3. Kompressionswärmepumpen mit elek-
trisch angetriebenen Verdichtern mit
Antriebsleistun gen von mehr als
50 kW,

4. Kompressionswärmepumpen mit Ver-
brennungsmotoren,

5. Blockheizkraftwerke mit mehr als 35
kW Nennleistung in Gebäuden und

6. ortsfeste Verbrennungsmotoren

nur in Räumen aufgestellt werden, die die
Anforderungen nach § 5 erfüllen.

(3) Die Verbrennungsgase von Block-
heizkraftwerken und ortsfesten Verbren-
nungsmotoren in Gebäuden sind durch
eigene, dichte Leitungen über Dach abzu-
leiten. Mehrere Verbrennungsmotoren
dürfen an eine gemeinsame Leitung nach
Maßgabe des § 7 Abs. 4 angeschlossen
werden. Die Leitungen müssen außerhalb
der Aufstellräume der Verbrennungsmo-
toren nach Maßgabe des § 7 Abs. 5 und 8
sowie des § 8 beschaffen oder angeordnet
sein.

(4) Die Einleitung der Verbrennungs-
gase von Blockheizkraftwerken oder orts-
festen Verbrennungsmotoren in Abgasan-
lagen für Feuerstätten ist zulässig, wenn
die einwandfreie Abführung der Verbren-
nungsgase und, soweit Feuerstätten an-
geschlossen sind, auch die einwandfreie
Abführung der Abgase nachgewiesen ist.
§ 7 Abs. 1 gilt entsprechend.

(5) Für die Abführung der Abgase von
Sorptionswärmepumpen mit feuerbeheiz-
ten Austreibern und Abgaswärmepum-
pen gelten die §§ 7 bis 9 entsprechend.

§ 11

Brennstofflagerung in 
Brennstofflagerräumen

(1) Je Gebäude oder Brandabschnitt
darf die Lagerung von

1. Holzpellets von mehr als 10 000 Litern
(l),

2. sonstigen festen Brennstoffen in einer
Menge von mehr als 15 000 Kilogramm
(kg),

3. Heizöl und Dieselkraftstoff in Behäl-
tern mit mehr als insgesamt 5 000 l
oder

4. Flüssiggas in Behältern mit einem Füll-
gewicht von mehr als insgesamt 16 kg

nur in besonderen Räumen (Brennstoffla-
gerräume) erfolgen, die nicht zu anderen
Zwecken genutzt werden dürfen. Das
Fassungsvermögen der Behälter darf ins-
gesamt 100 000 l Heizöl oder Dieselkraft-
stoff oder 6 500 l Flüssiggas je Brenn-
stofflagerraum und 30 000 l Flüssiggas je
Gebäude oder Brandabschnitt nicht über-
schreiten.

(2) Wände und Stützen von Brenn-
stofflagerräumen sowie Decken über oder
unter ihnen müssen feuerbeständig sein.
Öffnungen in Decken und Wänden müs-
sen, soweit sie nicht unmittelbar ins Freie
führen, mindestens feuerhemmende und
selbstschließende Abschlüsse haben.
Durch Decken und Wände von Brenn-
stofflagerräumen dürfen keine Leitungen
geführt werden, ausgenommen Leitun-
gen, die zum Betrieb dieser Räume erfor-
derlich sind, sowie Heizrohrleitungen,
Wasserleitungen und Abwasserleitungen.
Satz 1 und 2 gelten nicht für Trennwände
zwischen Brennstofflagerräumen und
Heizräumen.

(3) Brennstofflagerräume für flüssige
Brennstoffe müssen
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1. gelüftet und von der Feuerwehr vom
Freien aus beschäumt werden können
und

2. an den Zugängen mit der Aufschrift
„Heizöllagerung“ oder „Dieselkraft-
stofflagerung“ gekennzeichnet sein.

(4) Brennstofflagerräume für Flüssig-
gas

1. müssen über eine ständig wirksame
Lüftung verfügen,

2. dürfen keine Öffnungen zu anderen
Räumen, ausgenommen Öffnungen für
Türen, und keine offenen Schächte
und Kanäle haben,

3. dürfen mit ihren Fußböden nicht allsei-
tig unterhalb der Geländeoberfläche
liegen,

4. dürfen in ihren Fußböden keine Öff-
nungen haben,

5. müssen an ihren Zugängen mit der
Aufschrift „Flüssiggasanlage“ gekenn-
zeichnet sein und

6. dürfen nur mit elektrischen Anlagen
ausgestattet sein, die den Anforderun-
gen der Explosionsschutzverordnung
vom 12. Dezember 1996 (BGBl. I 
S. 1914), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 6. Januar 2004 (BGBl. I S. 2), ent-
sprechen.

(5) Für Brennstofflagerräume für Holz-
pellets gilt Abs. 4 Nr. 6 entsprechend.

§ 12

Brennstofflagerung außerhalb von 
Brennstofflagerräumen

(1) Feste Brennstoffe sowie Behälter
zur Lagerung von brennbaren Gasen und
Flüssigkeiten dürfen nicht in notwendi-
gen Treppenräumen, in Räumen zwischen
notwendigen Treppenräumen und Aus-
gängen ins Freie und in notwendigen Flu-
ren gelagert oder aufgestellt werden.

(2) Heizöl oder Dieselkraftstoff dürfen
gelagert werden

1. in Wohnungen bis zu 100 l,

2. in Räumen außerhalb von Wohnungen
bis zu 1 000 l,

3. in Räumen außerhalb von Wohnungen
bis zu 5 000 l je Gebäude oder Brand-
abschnitt, wenn diese Räume gelüftet
werden können und gegenüber ande-
ren Räumen keine Öffnungen, ausge-
nommen Öffnungen mit dichtschlie -
ßenden Türen, haben und

4. in Räumen in Gebäuden der Gebäude-
klasse 1 mit nicht mehr als einer Nut-
zungseinheit, die keine Aufenthalts-
räume sind und den Anforderungen
nach Nr. 3 genügen, bis zu 5 000 l.

(3) Sind in den Räumen nach Abs. 2
Nr. 2 bis 4 Feuerstätten aufgestellt, müs-
sen diese

1. außerhalb erforderlicher Auffangräu-
me für auslaufenden Brennstoff stehen
und

2. einen Abstand von mindestens einem
m zu Behältern für Heizöl oder Diesel-
kraftstoff haben.

Dieser Abstand kann bis auf die Hälfte
verringert werden, wenn ein beiderseits
belüfteter Strahlungsschutz vorhanden
ist. Ein Abstand von zehn cm genügt,
wenn nachgewiesen ist, dass die Ober-
flächentemperatur der Feuerstätte 40 °C
nicht überschreitet.

(4) Flüssiggas darf in Wohnungen und
in Räumen außerhalb von Wohnungen je-
weils in einem Behälter mit einem Füllge-
wicht von nicht mehr als 16 kg gelagert
werden, wenn die Fußböden allseitig
oberhalb der Geländeoberfläche liegen
und außer Abläufen mit Flüssig keits -
verschluss keine Öffnungen haben. 

§ 13

Flüssiggasanlagen und 
Dampfkesselanlagen

Für Flüssiggasanlagen und Dampfkes-
selanlagen, die weder gewerblichen noch
wirt schaftlichen Zwecken dienen und in
deren Gefahrenbereich keine Arbeitskräf-
te beschäftigt werden, gelten die materi-
ellen Anforderungen und Festlegungen
über erstmalige Prüfungen vor Inbetrieb-
nahme und wiederkehrende Prüfungen
der Betriebssicherheitsverordnung vom
27. September 2002 (BGBl. I S. 3777), zu-
letzt geändert durch Verordnung vom
18. Dezem ber 2008 (BGBl. I S. 2768), ent-
sprechend.

§ 14

Aufhebung bisherigen Rechts

Die Feuerungsverordnung vom 21. Ju-
ni 1977 (GVBl. I S. 293)2), geändert durch
Verordnung vom 20. März 1979 (GVBl. I
S. 65), wird aufgehoben.

§ 15

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach
der Verkündung in Kraft. Sie tritt mit Ab-
lauf des 31. Dezember 2014 außer Kraft.

Artikel 23)

Änderung der Garagenverordnung

Aufgrund des § 80 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2
und 3 der Hessischen Bauordnung wird
verordnet:

Die Garagenverordnung vom 16. No-
vember 1995 (GVBl. I S. 514) wird wie
folgt geändert:

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt
geändert:

a) Die Angabe zu § 9 erhält folgende
Fassung:

„§ 9 Trennwände und 
Einbauten“
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b) Die Angabe zu § 21 erhält folgen-
de Fassung:

„§ 21 Feuerwehrpläne“

c) Die Angabe zu § 27 erhält folgen-
de Fassung:

„§ 27 Inkrafttreten, Außerkraft-
treten“

2. § 2 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 2 Satz 1 und 2 erhält folgen-
de Fassung:

„Mittel- und Großgaragen müssen
eine ausreichende Anzahl von
Einstellplätzen haben, die aus-
schließlich Kraftfahrzeugen vorbe-
halten sind, die von Personen ge-
nutzt werden, die sich aufgrund
einer Behinderung außerhalb des
Fahrzeugs dauernd nur mit frem-
der Hilfe oder nur mit großer An-
strengung fortbewegen können;
die Einstellplätze sind als solche
kenntlich zu machen. Der Anteil
dieser Einstellplätze bezogen auf
die Gesamtzahl der Einstellplätze
muss mindestens drei vom Hun-
dert betragen; mindestens ein Ein-
stellplatz nach Satz 1 muss vor-
handen sein.“

b) Abs. 3 Satz 1 erhält folgende Fas-
sung:

„In allgemein zugänglichen Mit-
tel- und Großgaragen müssen Ein-
stellplätze für von Frauen geführte
Kraftfahrzeuge und Einstellplätze
für von Personen mit Kleinkindern
genutzte Kraftfahrzeuge in ange-
messenem Umfang, mindestens
jedoch jeweils fünf vom Hundert
bezogen auf die Gesamtzahl der
Einstellplätze, eingerichtet und als
solche kenntlich gemacht werden;
mindestens ein Einstellplatz für
von Frauen geführte Kraftfahrzeu-
ge und ein Einstellplatz für von
Personen mit Kleinkindern ge-
nutzte Kraftfahrzeuge müssen vor-
handen sein.“

3. § 4 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fas-
sung:

„Rampen von Mittel- und Großgara-
gen dürfen nicht mehr als 15 vom
Hundert geneigt sein; bei gewendel-
ten Rampen ist die Neigung auf der
Mittellinie der innersten Fahrspur zu
messen.“

4. § 5 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 erhält folgende
Fassung:

„4. 3,50 m, wenn der Einstellplatz für
von Personen mit Behinderung
nach § 2 Abs. 2 Satz 1 genutzte
Kraftfahrzeuge oder für von Per-
sonen mit Kleinkindern nach § 2
Abs. 3 Satz 1 genutzte Kraftfahr-
zeuge bestimmt ist.“

5. In § 7 Abs. 2 Nr. 1 und Abs. 3 Nr. 2
wird jeweils die Angabe „den §§ 29
und 31“ durch „§ 13 Abs. 2 Satz 1“
ersetzt.

6. § 8 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 2 Nr. 2 wird die Angabe
„§ 29“ durch „§ 13 Abs. 2 Satz 1“
ersetzt.

b) Abs. 3 wird aufgehoben.

7. § 9 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift erhält folgende
Fassung:

„§ 9 Trennwände und Einbauten“

b) In Abs. 2 Nr. 2 wird die Angabe 
„§ 29“ durch „§ 13 Abs. 2 Satz 1“
ersetzt.

c) Als Abs. 4 wird angefügt:

„(4) Einbauten zur räumlichen
Abgrenzung von Stellplätzen im
Inneren von Mittel- und Großgara-
gen müssen aus nichtbrennbaren
Baustoffen (A) bestehen. Sie dür-
fen die Löscharbeiten und die Lüf-
tung nach § 16 sowie den Rauch-
und Wärmeabzug nach § 17 
Abs. 3 nicht beeinträchtigen.“

8. § 10 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 wird die Angabe „§ 30
Abs. 2 Nr. 1“ durch „§ 27 Abs. 2
Satz 1 Nr. 1“ ersetzt.

b) Die Absatzbezeichnung „(1)“ wird
gestrichen.

c) Abs. 2 wird aufgehoben.

9. § 12 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 4 wird die Angabe „§ 30
Abs. 2 Nr. 2“ durch „§ 27 Abs. 2
Satz 1 Nr. 2“ ersetzt.

b) Als Abs. 5 wird angefügt:

„(5) Beim Einsatz von Impuls-
Ventilationssystemen zum Rauch-
und Wärmeabzug können von
Abs. 1 Satz 2 abweichende Rauch-
abschnitte festgelegt werden,
wenn die Wirksamkeit des Sys -
tems projektbezogen nachgewie-
sen ist.“

10. § 15 Abs. 1 Satz 2 erhält folgende
Fas sung:

„Sie muss so beschaffen und mindes -
tens in zwei Stufen derartig schaltbar
sein, dass an allen Stellen der Nutz-
flächen und Rettungswege in der ers -
ten Stufe eine Beleuch tungsstärke
von mindestens einem Lux und in der
zweiten Stufe von mindestens 20 Lux
erreicht wird.“

11. § 16 wird wie folgt geändert:

a) Dem Abs. 2 wird folgender Satz
angefügt:

„Von Satz 1 bis 3 kann beim Ein-
satz von Impuls-Ventilationssyste-
men abgewichen werden, wenn
eine vergleichbare Leistungs-
fähigkeit und Betriebssicherheit
des Systems projektbezogen nach-
gewiesen ist.“

b) In Abs. 7 werden die Worte „lüf-
tungstechnischen Anlagen nach 
§ 3 Abs. 1 der Verordnung über
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die Prüfung haustechnischer An-
lagen und Einrichtungen in Ge-
bäuden prüfberechtigten Person“
durch die Worte „Lüftungsanla-
gen nach der Hessischen Prüfbe-
rechtigten- und Prüfsachverstän-
digenverordnung vom 18. Dezem-
ber 2006 (GVBl. I S. 745), geän-
dert durch Gesetz vom 6. Septem-
ber 2007 (GVBl. I S. 548), aner-
kannten prüfsachverständigen
Person“ ersetzt.

12. § 19 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 2 wird die Angabe „90
Lux“ durch „einem Lux“ ersetzt.

b) Abs. 4 Satz 1 erhält folgende Fas-
sung:

„In Mittel- und Großgaragen dür-
fen brennbare Stoffe außerhalb
von Kraftfahrzeugen nur in uner-
heblichen Mengen aufbewahrt
werden.“

13. § 21 erhält folgende Fassung:

„§ 21

Feuerwehrpläne

Für geschlossene Großgaragen
können Feuerwehrpläne für den Ein-
satz der Feuerwehr verlangt wer-
den.“

14. § 22 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 2 werden die Worte „Sach-
verständige und Sachkundige“
durch „Prüfsach verständige“ er-
setzt.

b) In Satz 3 wird das Wort „Brand-
verhütungsschauen“ durch „Ge-
fahrenverhütungs schauen“ ersetzt.

15. In § 24 wird die Angabe „§ 82 Abs. 1
Nr. 18“ durch „§ 76 Abs. 1 Nr. 19“ er-
setzt.

16. § 27 erhält folgende Fassung:

„§ 27

Inkrafttreten, Außerkrafttreten
§ 25 Abs. 2 tritt am Tage nach der

Verkündung in Kraft. Im Übrigen tritt
diese Ver ordnung am 1. Juni 1996 in
Kraft. Sie tritt mit Ablauf des 31. De-
zember 2014 außer Kraft.“

Artikel 34)

Verordnung zur Regelung von 
Zuständigkeiten nach der Verordnung
über Heizkostenabrechnung und der 

Energieeinsparverordnung 
(Zuständigkeitsverordnung über 

Heizkosten und Energie)

Aufgrund

1. des § 7 Abs. 2 des Energieeinspa -
rungs gesetzes in der Fassung vom 
1. September 2005 (BGBl. I S. 2685),

2. des § 1 Satz 1 des Gesetzes zur Bestim-
mung von Zuständigkeiten vom
3. April 1998 (GVBl. I S. 98), geändert
durch Gesetz vom 16. Oktober 2006
(GVBl. I S. 510), und

3. des § 36 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes
über Ordnungswidrigkeiten in der
Fassung vom 19. Februar 1987 (BGBl. I
S. 603), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 7. August 2007 (BGBl. I S. 1786),

wird verordnet:

§ 1

(1) Zuständige Behörde für die Bestäti-
gung der Eignung der sachverständigen
Stellen nach § 5 Abs. 1 Satz 3 der Verord-
nung über Heizkostenabrechnung in der
Fassung vom 20. Januar 1989 (BGBl. I 
S. 116), geändert durch Verordnung vom
2. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2375), ist die
Hessische Eichdirektion.

(2) Zuständige Stelle für Befreiungen
nach § 11 Abs. 1 Nr. 5, auch in Verbin-
dung mit Abs. 2 der Verordnung über
Heizkostenabrechnung, ist das Regie-
rungspräsidium.

§ 2

(1) Zuständige Behörde nach den § 16
Abs. 1 Satz 3, § 23 Abs. 3 Satz 1, § 24
Abs. 2 und § 25 Abs. 1 Satz 1 der Energie-
einsparverordnung vom 24. Juli 2007
(BGBl. I S. 1519) ist die untere Bauauf-
sichtsbehörde, soweit im Folgenden
nichts Abweichendes bestimmt ist.

(2) Die untere Bauaufsichtsbehörde ist
zuständige Verwaltungsbehörde für die
Verfolgung und Ahndung von Ordnungs-
widrigkeiten nach § 27 der Energieein -
sparverordnung.

(3) Bei Baudenkmälern oder sonstiger
besonders erhaltenswerter Bausubstanz
entscheidet die untere Denkmalschutz-
behörde über Ausnahmen nach § 24
Abs. 2 der Energie einsparverordnung, so-
weit nicht die Behörde nach Abs. 4 zu-
ständig ist.

(4) Bei Vorhaben in öffentlicher Trä-
gerschaft, bei denen nach § 69 Abs. 1
Satz 2 der Hessischen Bauordnung vom
18. Juni 2002 (GVBl. I S. 274), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 6. September
2007 (GVBl. I S. 548), ein Zustimmungs-
verfahren durchzuführen ist, oder bei de-
nen nach § 69 Abs. 1 Satz 3 und 4 der
Hessischen Bauordnung ein Zustim-
mungsverfahren nicht erforderlich ist,
entscheidet die für das Vorhaben jeweils
zuständige Baudienststelle des Bundes
oder die Baudienststelle des Landes über
Ausnahmen nach § 24 Abs. 2 der Ener-
gieeinsparverordnung und Befreiungen
nach § 25 Abs. 1 Satz 1 der Energieein -
sparverordnung.

§ 3

Die Anordnung über Zuständigkeiten
nach der Verordnung über Heizkostenab-
rechnung vom 11. Juli 1985 (GVBl. I 
S. 119)5) wird aufgehoben.
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4) GVBl. II 514-7
5) Hebt auf GVBl. II 514-5



§ 4

Diese Verordnung tritt am Tage nach
der Verkündung in Kraft. Sie tritt mit Ab-
lauf des 31. Dezember 2014 außer Kraft.

Artikel 4

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach
der Verkündung in Kraft.
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Wiesbaden, den 3. Februar 2009

H e s s i s c h e  L a n d e s r e g i e r u n g

D e r  M i n i s t e r p r ä s i d e n t D e r  M i n i s t e r  

K o c h f ü r  W i r t s c h a f t ,  Ve r k e h r  u n d
L a n d e s e n t w i c k l u n g

D r.  R h i e l
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Verordnung
zur Änderung der Verordnung über die Überlassung von Sozialwohnungen

in Gebieten mit erhöhtem Wohnungsbedarf*)

Vom 3. Februar 2009

*) Ändert GVBl. II 362-57

Aufgrund des § 5a des Wohnungsbin-
dungsgesetzes in der Fassung vom
13. September 2001 (BGBl. I S. 2405), zu-
letzt geändert durch Verordnung vom 
31. Oktober 2006 (BGBl. I S. 2407), wird
verordnet:

Artikel 1

Die Verordnung über die Überlassung
von Sozialwohnungen in Gebieten mit er-
höhtem Wohnungsbedarf vom 21. Okto-
ber 1994 (GVBl. I S. 623) wird wie folgt
geändert:

Anlage zu § 1

Gemeinden

A. Regierungsbezirk Darmstadt

I. Kreisfreie Stadt Darmstadt Wiesbaden
Frankfurt am Main

II. Landkreis 

Bergstraße Bensheim Lorsch
Heppenheim (Bergstraße) Viernheim
Lampertheim Zwingenberg

Darmstadt-Dieburg Babenhausen Pfungstadt
Bickenbach Reinheim
Groß-Umstadt Seeheim-Jugenheim
Mühltal Weiterstadt

Groß-Gerau Biebesheim am Rhein Kelsterbach
Bischofsheim Mörfelden-Walldorf
Gernsheim Nauheim
Ginsheim-Gustavsburg Riedstadt

Hochtaunuskreis Bad Homburg v. d. Höhe Steinbach (Taunus)
Königstein im Taunus Usingen
Kronberg im Taunus

Main-Kinzig-Kreis Hanau Maintal
Langenselbold

Main-Taunus-Kreis Eschborn Schwalbach am Taunus
Hattersheim am Main Sulzbach (Taunus)
Hochheim am Main

Offenbach Dietzenbach Neu-Isenburg
Dreieich Obertshausen
Egelsbach Rodgau
Langen (Hessen) Rödermark
Mühlheim am Main Seligenstadt

Rheingau-Taunus-Kreis Bad Schwalbach Niedernhausen
Idstein

Wetteraukreis Bad Vilbel Büdingen

B. Regierungsbezirk Gießen

Lahn-Dill-Kreis Braunfels Wetzlar

C. Regierungsbezirk Kassel

I. Kreisfreie Stadt Kassel

II. Landkreis

Werra-Meißner-Kreis Hessisch-Lichtenau

1. § 7 erhält folgende Fassung:

„§ 7

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage
nach der Verkündung in Kraft. Sie tritt
mit Ablauf des 31. Dezember 2014
außer Kraft.“

2. Die Anlage zu § 1 erhält folgende Fas-
sung:
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Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tage nach
der Verkündung in Kraft.

Wiesbaden, den 3. Februar 2009

H e s s i s c h e  L a n d e s r e g i e r u n g

D e r  M i n i s t e r p r ä s i d e n t D e r  M i n i s t e r

K o c h f ü r  W i r t s c h a f t ,  Ve r k e h r  u n d
L a n d e s e n t w i c k l u n g

D r.  R h i e l
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Verordnung 
zur Aufhebung von Rechtsverordnungen im Geschäftsbereich 

des Sozialministeriums

Vom 21. Januar 2009

1) Hebt auf GVBl. II 321-34
2) Hebt auf GVBl. II 351-21
3) Hebt auf GVBl. II 351-33
4) Hebt auf GVBl. II 511-16
5) Hebt auf GVBl. II 91-4

Artikel 11)

Aufhebung der Verordnung über 
Ausnahmen bei Anwendung der 

Stellenobergrenzen für 
landesunmittel bare Krankenkassen 

und deren Verbände 

Aufgrund des Art. 3 § 1 Abs. 1 Satz 2
des Hessischen Anpassungsgesetzes zum
Zweiten Gesetz zur Vereinheitlichung
und Neuregelung des Besoldungsrechts
in Bund und Ländern vom 23. Dezember
1976 (GVBl. I S. 547), geändert durch Ge-
setz vom 6. Juni 1978 (GVBl. I S. 301),
verordnet die Sozialministerin im Einver-
nehmen mit dem Minister des Innern und
für Sport:

Die Verordnung über Ausnahmen bei
Anwendung der Stellenobergrenzen für
landesunmittelbare Krankenkassen und
deren Verbände vom 26. August 1981
(GVBl. I S. 307) wird aufgehoben.

Artikel 22)

Aufhebung der Verordnung über die 
Zuständigkeit für die Verfolgung und
Ahndung von Ordnungswidrigkeiten

nach Art. 3a des Gesetzes zu den 
Internationalen Gesundheitsvorschriften

Aufgrund des § 36 Abs. 2 Satz 1 des
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten in
der Fassung vom 19. Februar 1987
(BGBl. I S. 603), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 7. August 2007 (BGBl. I 
S. 1786), verordnet die Landesregierung:

Die Verordnung über die Zuständig-
keit für die Verfolgung und Ahndung von
Ordnungswidrigkeiten nach Art. 3a des
Gesetzes zu den Internationalen Gesund-
heitsvorschriften vom 16. Dezember 1974
(GVBl. I S. 672, 673) wird aufgehoben.

Artikel 33)

Aufhebung der Verordnung über die 
Zusammensetzung des 

Landespflegesatzausschusses

Aufgrund des § 23 Abs. 3 Nr. 1 der
Bundespflegesatzverordnung vom 26. Sep-
tember 1994 (BGBl. I S. 2750), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 20. April 2007
(BGBl. I S. 554), in Verbindung mit § 16
des Krankenhausfinanzierungsgesetzes in

der Fassung vom 10. April 1991 (BGBl. I
S. 887), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 26. März 2007 (BGBl. I S. 378), ver-
ordnet die Landesregierung:

Die Verordnung über die Zusammen-
setzung des Landespflegesatzausschusses
vom 21. Mai 1987 (GVBl. I S. 85) wird auf-
gehoben.

Artikel 44)

Aufhebung der Anordnung über die 
Zuständigkeiten nach der Verordnung

über die Verpflichtung der Arbeitgeber 
zu Mitteilungen an die für die Gewerbe-

aufsicht zuständigen Landesbehörden

Aufgrund des § 1 Satz 1 des Gesetzes
zur Bestimmung von Zuständigkeiten
vom 3. April 1998 (GVBl. I S. 98), geän-
dert durch Gesetz vom 16. Oktober 2006
(GVBl. I S. 510), verordnet die Landesre-
gierung:

Die Anordnung über die Zuständigkei-
ten nach der Verordnung über die Ver-
pflichtung der Arbeitgeber zu Mitteilun-
gen an die für die Gewerbeaufsicht zu-
ständigen Landesbehörden vom 12. Juni
1973 (GVBl. I S. 204), geändert durch Ver-
ordnung vom 15. März 1993 (GVBl. I 
S. 65), wird aufgehoben.

Artikel 55)

Aufhebung der Verordnung über 
die Beschränkung der Revisionen nach 

dem Jugendarbeitsschutzgesetz in 
Familienhaushalten

Aufgrund des § 51 Abs. 1 Satz 2 Ju-
gendarbeitsschutzgesetzes vom 12. April
1976 (BGBl. I S. 965), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 31. Oktober 2008 
(BGBl. I S. 2149), verordnet die Landesre-
gierung:

Die Verordnung über die Beschrän-
kung der Revisionen nach dem Jugendar-
beitsschutzgesetz in Familienhaushalten
vom 2. Juni 1961 (GVBl. S. 77) wird auf-
gehoben.

Artikel 6

Diese Verordnung tritt am Tage nach
der Verkündung in Kraft.

Wiesbaden, den 21. Januar 2009

H e s s i s c h e  L a n d e s r e g i e r u n g

D e r  M i n i s t e r p r ä s i d e n t D i e  S o z i a l m i n i s t e r i n

K o c h L a u t e n s c h l ä g e r
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Zweite Verordnung 
zur Änderung der Verordnung zur Durchführung des Kirchensteuergesetzes*)

Vom 30. Dezember 2008

*) Ändert GVBl. II 71-22

Aufgrund des § 9 Abs. 2 und 3 in Ver-
bindung mit § 17 des Kirchensteuergeset-
zes in der Fassung vom 12. Februar 1986
(GVBl. I S. 90), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 19. November 2008 (GVBl. I
S. 981), wird im Einvernehmen mit dem
Minister der Finanzen verordnet:

Artikel 1 

Die Verordnung zur Durchführung des
Kirchensteuergesetzes vom 23. November
1968 (GVBl. I S. 291), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 20. Juni 2002 (GVBl. I
S. 342), wird wie folgt geändert:

1. § 4 Satz 2 bis 4 erhalten folgende Fas-
sung:

„Wenn die Einkommensteuer durch
Steuerabzug vom Arbeitslohn oder auf
schriftlichen Antrag des Steuerpflichti-
gen nach § 51a Abs. 2c des Einkom-
mensteuergesetzes in der Fassung vom
19. Oktober 2002 (BGBl. I S. 4212,
2003 I S. 179), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 22. Dezember 2008 (BGBl. I 
S. 2955), vom Kapitalertrag erhoben
wird, wird auch der Zuschlag im je-
weiligen Abzugsverfahren erhoben.
Bei der Abführung hat der Arbeitgeber
oder der Abzugsverpflichtete die Be-
träge getrennt nach steuerberechtigten
Kirchen anzugeben. Auch auf den
Steuerbescheinigungen sind die ent-
sprechenden Angaben zu machen.“

2. In § 5 werden im Klammerzusatz nach
dem Wort „Lohnsteuer“ ein Komma
und das Wort „Kapitalertragsteuer“
eingefügt.

3. § 6 wird wie folgt geändert:

a) Der bisherige Wortlaut wird Abs. 1.

b) Als Abs. 2 wird angefügt:

„(2) Ist Kirchensteuer als Zuschlag
zur Kapitalertragsteuer zu erheben,
sind Mindestbeträge nicht zu erhe-
ben.“

4. § 7 wird wie folgt geändert:

a) Der bisherige Abs. 4 wird Abs. 2.

b) Abs. 3 erhält folgende Fassung:

„(3) Von den kirchensteuerpflich-
tigen Beziehern von Kapitalerträ-
gen ist die in einem Zuschlag zur
Einkommensteuer bestehende Kir-
chensteuer mit dem im Land des
Wohnsitzes des Steuerpflichtigen
geltenden Satz im Abzugsverfahren
vom Abzugsverpflichteten einzube-
halten und an das für die Betriebs-
stätte zuständige Finanzamt abzu-
führen.“

c) Der bisherige Abs. 2 wird Abs. 4
und erhält folgende Fassung:

„(4) Die als Zuschlag zur Lohn-
steuer abgeführten Kirchensteuer-
beträge sind von dem Finanzamt an
diejenige Landeskirche (Diözese)
weiterzuleiten, in deren Bezirk die
Betriebsstätte gelegen ist. Die in
den Jahren 2009 und 2010 bei dem
Finanzamt des Abzugsverpflichte-
ten als Zuschlag zur Kapitalertrag-
steuer eingegangene evangelische
und römisch-katholische Kirchen-
steuer ist jeweils auf ein bundesein-
heitliches Konto weiterzuleiten.“

d) Als Abs. 5 wird angefügt:

„(5) Ist die Kirche, für die das Be-
triebsstättenfinanzamt Kirchensteu-
er als Zuschlag zur Kapitalertrag-
steuer erhalten hat, außerhalb des
Landes Hessen gelegen, hat das Fi-
nanzamt die empfangenen Beträge
unmittelbar an diese Kirche weiter-
zuleiten.“

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tage nach
der Verkündung in Kraft.

Wiesbaden, den 30. Dezember 2008

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r  d e r  J u s t i z

Z u g l e i c h  m i t  d e r  L e i t u n g  d e s
H e s s i s c h e n  K u l t u s m i n i s t e r i u m s  b e a u f t r a g t

B a n z e r
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Verordnung 
zur Änderung der Gradführungsverordnung*)

Vom 9. Januar 2009

*) Ändert GVBl. II 17-32

Aufgrund des § 29 Abs. 4 des Hessi-
schen Hochschulgesetzes in der Fassung
vom 5. November 2007 (GVBl. I S. 710,
891) wird verordnet:

Artikel 1 

§ 1 der Gradführungsverordnung vom
25. September 2006 (GVBl. I S. 529) wird
wie folgt geändert:

1. In Abs. 2 Satz 2 werden nach dem
Klammerzusatz ein Komma und die
Worte „und für Doktorgrade, die nach
den rechtlichen Regelungen des Her-
kunftslandes nicht der dritten Ebene
der Bologna-Klassifikation der Studi-
enabschlüsse zugeordnet sind“ einge-
fügt.

2. Abs. 3 erhält folgende Fassung:

„(3) Inhaberinnen und Inhaber von
folgenden Doktorgraden können an-
stelle der im Herkunftsland zugelasse-
nen oder nachweislich allgemein übli-
chen Abkürzung die Abkürzung „Dr.“
ohne fachlichen Zusatz und ohne Her-
kunftsbezeichnung führen:

1. Australien: „Doctor of ...“ mit je-
weils unterschiedlicher Abkürzung,

2. Israel: „Doctor of ...“ mit jeweils un-
terschiedlicher Abkürzung,

3. Japan: „Doctor of …“ und 
„hakushi”,

4. Kanada: „Doctor of Philosophy“,
Abkürzung: „Ph.D.“,

5. Vereinigte Staaten von Amerika:
„Doctor of Philosophy“, Abkür-
zung: „Ph.D.“, der in der Anlage
aufgeführten Universitäten.“

3. Als Abs. 4 wird angefügt:

„(4) Inhaberinnen und Inhaber von
folgenden in Russland erworbenen
Doktorgraden können anstelle der im
Herkunftsland zugelassenen oder
nachweislich allgemein üblichen Ab-
kürzung die Abkürzung „Dr.“ ohne
fachlichen Zusatz, jedoch mit Her-
kunftsbezeichnung führen:

1. „kandidat biologiceskich nauk“,

2. „kandidat chimiceskich nauk“,

3. „kandidat farmacevticeskich
nauk“,

4. „kandidat filologiceskich nauk“,

5. „kandidat fiziko-matematiceskich
nauk“,

6. „kandidat geograficeskich nauk“,

7. „kandidat geologo-
mineralogiceskich nauk“,

8. „kandidat iskusstvovedenija“,

9. „kandidat medicinskich nauk“,

10.„kandidat nauk (architektura)”,

11.„kandidat psichologiceskich nauk”,

12.„kandidat 
selskochozjajstvennych nauk”,

13.„kandidat techniceskich nauk”,

14.„kandidat veterinarnych nauk“. “

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tage nach
der Verkündung in Kraft.

Wiesbaden, den 9. Januar 2009

D i e  H e s s i s c h e  S o z i a l m i n i s t e r i n

Z u g l e i c h  m i t  d e r  L e i t u n g  d e s  H e s s i s c h e n  M i n i s t e r i u m s  
f ü r  W i s s e n s c h a f t  u n d  K u n s t  b e a u f t r a g t

L a u t e n s c h l ä g e r
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Wiesbaden, den 30. November 2008

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r  d e r  J u s t i z

B a n z e r

Bekanntmachung
über das Inkrafttreten des Staatsvertrages über die Einrichtung

eines gemeinsamen Studienganges für den Amtsanwaltsdienst und
die Errichtung eines gemeinsamen Prüfungsamtes

für die Abnahme der Amtsanwaltsprüfung*)

Vom 30. November 2008

*) GVBl. II Anhang Staatsverträge

Nach § 2 des Gesetzes zu dem Staats-
vertrag über die Einrichtung eines ge-
meinsamen Studienganges für den Amts-
anwaltsdienst und die Errichtung eines
gemeinsamen Prüfungsamtes für die Ab-
nahme der Amtsanwaltsprüfung vom 
29. August 2008 (GVBl. I S. 812) wird
hier mit bekanntgegeben, dass der Staats-
vertrag nach seinem § 14 Abs. 2 in Ver-
bindung mit § 16 Abs. 2 am 21. Oktober
2008 in Kraft getreten ist.
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